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--- bitte wählen Sie die gewünschte Dienstleistung ---



Fahrdienst für behinderte Menschen
Formularende


	Wer ist berechtigt, den Fahrdienst zu nutzen? 


Der Fahrdienst steht allen schwerbehinderten Menschen, die im Stadtgebiet Krefeld wohnen (d.h. mit Hauptwohnsitz gemeldet sind) und die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung keine öffentlichen und privaten Verkehrsmittel in Anspruch nehmen können oder am Zielort auf einen Selbstfahrer bzw. auf fremde Hilfe angewiesen sind, zur Verfügung.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen wird vom 

Fachbereich Soziales der Stadt Krefeld
Informationsstelle für schwerbehinderte Menschen
Sonja Mischke
Tel.: 02151/863041
Rathaus, von-der-Leyen-Platz 1
Zimmer A 71

auf Antrag ein Berechtigungsausweis ausgestellt. Grundlage für die Ausstellung des Berechtigungsausweises ist der Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “aG” (außergewöhnliche Gehbehinderung), “H” (hilflos) oder “Bl” (blind).

Liegen die Merkzeichen nicht vor oder ist nicht zweifelsfrei ersichtlich, dass die Benutzung öffentlicher oder privater Verkehrsmittel unzumutbar ist, werden ausführliche medizinische Unterlagen (eventuell Pflegegutachten) benötigt und eine Entscheidung durch den Fachbereich Gesundheit veranlasst.


Begrenzung des Fahrdienstes:

Die Benutzung des Fahrdienstes ist auf das Stadtgebiet Krefeld und die unmittelbar angrenzenden Städte und Gemeinden (Moers, Neukirchen-Vluyn, Kempen, Tönisvorst, Willich, Meerbusch, Duisburg und Düsseldorf) beschränkt. Der Fahrdienst ist in zwei Zonen eingeteilt: Fahrten innerhalb des Stadtgebietes Krefeld (Zone A) und Fahrten zwischen dem Stadtgebiet Krefeld und angrenzenden Städten und Gemeinden (Zone B).
Über diese Grenzen hinausgehende Fahrten können grundsätzlich nicht durchgeführt werden, es sei denn, dass in besonders zu begründenden Einzelfällen der Fachbereich Soziales auf Antrag ausnahmsweise die schriftliche Genehmigung erteilt.

Die Anzahl der maximal möglichen Fahrten wird je nutzungsberechtigter Person auf 100 Fahrten (50 Hin- und 50 Rückfahrten) im Kalenderjahr festgelegt. In diesen 100 Fahrten sind max. 30 Fahrten (15 Hin- und 15 Rückfahrten) in die Zone B enthalten.


Wer führt die Fahrten durch?

Mit der Durchführung des Fahrdienstes sind der Malteser Hilfsdienst (MHD), das Deutsche Rote Kreuz (DRK), die PariMobil gGmbH und MostiMobil beauftragt.
Der Fahrdienst ist täglich (montags bis freitags) unter den nachstehenden Telefonnummern zu erreichen: 

Malteser Hilfsdienst: 02151/398282
Deutsches Rotes Kreuz: 02151/5396-0
PariMobil gGmbH: 02151/843340
MostiMobil 02151/3271515


Welche Fahrten können mit dem Fahrdienst durchgeführt werden?

Der Fahrdienst kann grundsätzlich für alle Fahrten ohne Nachweis der Zweckbestimmung in Anspruch genommen werden. Fahrten, die mit anderen Kostenträgern abgerechnet werden können (z.B. Krankenkassen, Integrationsamt, Arbeitsamt), dürfen mit dem Fahrdienst nicht durchgeführt werden (z.B. Fahrten zum Arzt, zu Krankenhausbehandlungen, zum Arbeitsplatz, zur Schule etc.). Der Fahrdienst steht nur im Rahmen der verfügbaren Kapazitäten der Anbieter und der Haushaltsmittel der Stadt Krefeld zur Verfügung. 


Was ist der Begleitdienst?

Antragstellern, bei denen die Notwendigkeit der ständigen Begleitung vorliegt (Merkzeichen "B" oder Bestätigung des Fachbereichs Gesundheit) haben den Anspruch auf kostenfreie Beförderung einer Begleitperson. Die Notwendigkeit der ständigen Begleitung ist gegeben, wenn der Antragssteller ohne fremde Hilfe seine Wohnung nicht verlassen kann und somit vom Leben in seinem unmittelbaren Wohnumfeld weitgehend ausgeschlossen ist und dem weder eine fremde Hilfe zur Verfügung steht noch zur Verfügung stehen kann, insbesondere durch Haushaltsangehörige oder Nachbarn. 


Welche Kosten entstehen dem Berechtigten?

Die Benutzer des Fahrdienstes haben ein Entgelt in Form von Wertmarken zu entrichten, und zwar in folgender Höhe: 

innerhalb des Stadtgebietes (Zone A) 3,00 EUR pro Fahrt
bei Fahrten in an Krefeld angrenzende Städte und Gemeinden (Zone B) 6,00 EUR pro Fahrt

Die Eigenbeteiligung erfolgt durch die Abgabe der entsprechenden Wertmarken. 
Die entsprechenden Wertmarken sind bei allen Außenstellen des Bürgerservice erhältlich.
Ausgenommen von der Zahlung eines Entgeltes sind Berechtigte, die Leistungen nach den Bestimmungen des SGB II oder SGB XII (3. oder 4. Kapitel) erhalten bzw. deren Familieneinkommen (Bedarfsgemeinschaft) folgende Einkommensgrenze nicht übersteigt

Regelsatz Haushaltsvorstand
Regelsatz Haushaltsangehörige
zzgl. angemessener Miete, ggfs. Mehrbedarfszuschläge

Bei der Antragstellung ist die wirtschaftliche Lage durch Vorlage entsprechender Unterlagen nachzuweisen. Die Entscheidung über die Berechtigung zur Freifahrt erfolgt beim Fachbereich Soziales, Senioren und Wohnen. Die Entscheidung über die Freifahrt wird auf dem Ausweis vermerkt und beträgt mindestens 2 Jahre, max. für die Dauer der Berechtigung.

Bei allen weiteren Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Informationsstelle für schwerbehinderte Menschen im Rathaus, von-der-Leyen-Platz 1 zur Verfügung:

Sonja Mischke
Tel.: 02151/863041
E-Mail: sonja.mischke@krefeld.de
Zimmer: A 71

Gabriele Berndt
Tel.: 02151/863051
E-Mail: gabriele.berndt@krefeld.de
Zimmer: A 71
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	Formulare und Merkblätter


	
Antragsformular Fahrdienst




Anlage "Wirtschaftliche Verhältnisse"




Merkblatt Fahrdienst 2008




	

	Quelle: Seite der Stadt Krefeld      Gefunden am: 29.05.2008
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Ansprechpartner:
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Soziales, Senioren und Wohnen
Von-der-Leyen-Platz 1
47798 Krefeld


Telefonkontakte:
Telefon: 02151/86 - 2901
E-Mail senden

Fachbereichsleiter/in:
Herr Walter Adelfang
Telefon: 02151/862900
Fax: 02151/863145
E-Mail senden

 

[image: image9.png]



[image: image10.png]



[image: image11.png]





	
	 


	Richtigstehlung!!

Die  Stadt Krefeld hat ja die Fahrten auf 100 reduziert.

Bei dieser besagten Anzahl sind nicht die Vereinsfahrten einzubeziehen, da für diese Fahrten eine spezielle Ärztliche - Sportverordnung vorliegt und damit die Krankenkasse die Kosten für die Hin- bzw. Rückfahrt zu übernehmen hat. 

Somit bleibt das Kontingent von 100 Fahrten voll bestehen, welche die Stadt Krefeld für andere private Zwecke zur Verfügung stellt!

So was muss man sich nicht gefallen lassen, da ich selber angewiesen und betroffen bin.

Zur Folge kann sich der Privat Unternehmer in Krefeld nicht mehr halten, da wir weg bleiben als Kunde.

Gez. P. Borkmann                                                                               Erstellt am: 11.06.2008


Ps. Das ZDF wird gegebener Falls darüber Berichten.

Was für ein Ungemach in Krefeld abgeht.

Ich hoffe, dass sich andere Rundfunkanstalten dazu gesellen.  

Die Rechnung hat die Stadt Krefeld ohne mich gemacht.

Gez. P. Borkmann                                                                                Erstellt am 13.06.2008

Zitat von dem Privat Unternehmer Mosti Mobil: Ja sicher ist das so!
Nur Maltis und Co. rechnen die eben über die Stadt ab!

Zitat Ende


Gesendet am 17.06.2008

	So schwer ist es, mit der Krefelder CDU-Fraktion Bürgermeisterin Frau Karin Meincke einen Termin zu Vereinbachen...


	Ich habe am Pfingstmontag den 12.05.2008 um einen Termin gebeten.

Da hat Sie zu mir gesagt, ich sollte mich mit dem Büro im Krefelder Rathaus in Verbindung setzen.

Am 19.05.2008 bin ich nach der Arbeit  zum Rathaus gefahren um einen Termin abzusprechen.

Dort hat man gesagt, dass die  sich mit mir in Verbindung setzen würden.

Nach mehrmaligen Anrufen bekam ich am 12.06.2008 um 17 h. 33 einen Telefon-Anruf dass ich am folgenden Montag den, 16.06.2008 Vormittags unter 02151 – 589711 anrufen sollte.

Da ich Arbeite musste hatte ich dafür keine Zeit.

Anstatt dessen habe ich mich am 09.06.2008 mit dem ZDF in Verbindung gesetzt.

Die Redaktion des ZDF wird sich mit mir in Verbindung setzen.


	Leserbrief an die Bürgermeisterin der Stadt Krefeld:

Da ich für Spielchen keine Zeit habe, werden andere Leute sich damit auseinander setzen müssen.

Es kann einfach nicht sein, dass hier die behinderten Menschen im Regen stehen gelassen werden.
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Ich weiß dass Sie Frau Meincke, was auf dem Kasten haben.

Nun strengen Sie sich bitte in Krefeld an, sonst sehe ich schwartz wie die Nacht,

dass Sie im Rathaus bleiben.

Wenn der Leserbrief keine Früchte trägt, 

werde ich Ihre Partei Chefin, Fr. Dr. Angela Merkel darüber informieren.

Es geht sich um das Thema: Behinderten Fahrdienste und Ihre neue Regelung...
Dies ist ein heikles Thema, dies kann man nicht in 5 Minuten vom Tisch wischen.

Gegebenenfalls werde ich mal eine andere Partei wählen müssen.

Das Ihr von der CDU Fraktion in Krefeld, mal von euren „Dornröschen-Schlaf“ auf wacht.

Es ist  ja bald wieder Landtags und Regionalwahlen.

Das macht so richtig Spaß, als Rolli – Fahrer in Krefeld zu wohnen.


Gez. P. Borkmann                                                                                      Erstellt am:  20.06.2008


Die Stadt Krefeld hat sich bewegt:

Nach längeren Debatten, mit der Frau Meinecke und Frau Mischke  kamen  die zu dem Beschluss am 28.08.2008, dass die Vereinsfahrten nicht von dem Guthaben runter gehen.

Somit sind die Fahrten zu den Vereinen gesichert.

Man muss eben unsere Stadt Mütter und Vätern zum Nachdenken animieren.

Mehr kann man nicht machen.

Gez. P.Borkmann                                                                               Erstellt am 16.09.2008

Ps. Ich distanziere mich ausdrücklich vom dem Zitat, des Privat Unternehmers Mosti Mobil.

Gez. P .Borkmann                                                                               Erstellt am 21.08.2009

Fahrtkosten zur ambulanten Behandlung

Das Bundessozialgericht hat in seinem Urteil vom 26.09.2006

klargestellt, dass ab Januar 2004 Krankenkassen die Fahrtkosten zur

ambulanten Behandlung zu übernehmen haben, wenn entweder

Versicherte krankheitsbedingt mit hoher Behandlungsfrequenz über

einen längeren Zeitraum behandelt werden (die Beispiele

Dialysebehandlung und onkologische Strahlen- und Chemotherapie

sind nicht erschöpfend) und die Beförderung zur Vermeidung von

Schaden an Leib und Leben unerlässlich ist. Das BSG hat dabei auch

ausdrücklich festgestellt, dass die Kassen auch verpflichtet sind, die

Fahrtkosten zu tragen, wenn ein Schwerbehindertenausweis mit

Merkzeichen „aG“, „Bl“ oder „H“ oder ein Einstufungsbescheid gemäß

dem Pflegeversicherungsgesetz in die Pflegestufe II oder III vorliegt.

Zur ergänzenden Klärung: Manche Krankenkassen lehnen die

Übernahme der Fahrkosten zum Rehabilitationssport nicht deshalb

ab, weil sie diesen Grundsatz nicht anerkennen, sondern weil sie der

Auffassung sind, Rehabilitationsport sei keine „Behandlung“ in diesem

Sinne. Um hier eine grundsätzliche und dauerhafte Klärung

herbeizuführen, laufen derzeit im Einvernehmen und mit der

Unterstützung von DRS/DBS verschiedene Berufungsverfahren bei

den Landessozialgerichten. Sollte eine Krankenkasse trotz der Vielzahl

positiver erstinstanzlicher Urteile also die Erstattung der Fahrkosten

ablehnen, ist es am sinnvollsten, Widerspruch einzulegen und anstatt

einer Begründung das Ruhen des Widerspruchsverfahrens bis zu einer

endgültigen gerichtlichen Entscheidung zu beantragen, die

höchstwahrscheinlich das Bundessozialgericht treffen muss.

Dieser Text wurde uns von Herrn Herbert Müller von der RSG

Koblenz zur Verfügung gestellt. hmueller@rsg-koblenz.de

(RSG Aktuell 05/2007)

Mit freundlichen Grüßen

Mandy Laicht

DRS Vereine

DRS Vorstand

Rollstuhlfachwarte

FB/ AG

Kompetenzteam Sport

Verbandsarzt Dr. Exner

DRS Geschäftsstelle – Friedrich- Alfred- Str. 10 – 47055 Duisburg
Quelle: Rollstuhlsport.de                                                                        Gefunden am:  16.11.2008

Achtung: Dieser Text kann man sich auch als PDF Datei abspeichern.
Skandal im Krefelder Rathaus:

Am 22.09.2009 wurde mir bekannt gegeben, dass wir die einen Krefelder Fahrdienst brauchen selber zahlen müssten.

Da die Haushaltskasse der Stadt Krefeld leer ist.

Wir Behinderte verdienen zwischen 80 und 120€ im Monat, davon können wir dann keinen  Fahrdienst mehr leisten.

Am 01.01.2008 wurden die Fahrten, von 300 auf 100 festgesetzt und der Radius nur auf Krefeld beschränkt.

Vorher konnten wir auch die Freunde, in den umlegende Städte besuchen fahren.

Diesen Skandal werden die Fahrdienste nicht mitmachen.

Hier kommt eine Tabelle was eine Fahrt kostet:                  Platzierung der Kosten des Fahrdienstes:
	DRK                 Kr. 539630
	€ 10.00 Festpreis

	Malteser           Kr. 316090
	€   0.95 Pro Km.

	Mosti Mobi     Kr. 3271515
	€ 20.00 Festpreis

	Pari Mobill        Kr. 843340
	€  1.15 plus Anfahrt

	Shuttle               Kr.613231
	€ 25.00 Festpreis

	Taxi G.Knorrek  Kr.301000
	€ 20.00 Festpreis

	Ulli Küsters     Kr. 6509799
	€ 20.00 Festpreis

	Platz 1
	Malteser

	Platz 2
	Pari Mobil

	Platz 3
	DRK

	Platz 4 
	Mosti Mobil, Taxi G.Knorrek, Ulli Küsters,

	Platz 5
	Shullte


Umrechnungstabelle von Euro in DM.:

	DRK                € 10.00 Festpreis
	DM 19.56 

	Malteser          €    0.95 Pro Km.  
	DM  1.86

	Mosti Mobi      € 20.00 Festpreis
	DM 39.12

	Pari Mobill  €  1.15 plus Anfahrt
	DM  2.25

	Shuttle            € 25.00 Festpreis
	DM 48.90

	Taxi G.Knorrek € 20.00 Festpreis
	DM 39.12

	Ulli Küsters       € 20.00 Festpreis
	DM 39.12


Vorher haben die Krefelder Fahrdienste mit der Stadt abgerechnet, jetzt rechnen die direkt mit dem Fahrgast ab.

Der Krefelder Oberbürgermeister Hr. Gregor Kathstede [image: image13.jpg]


 von der CDU müsste sich mal eine Defragmentierung unterziehen.

Gez. P.Borkmann                                                                                           Erstellt am 28.09.2009

Am 30.09.2009 wurde bekannt dass der Zustand, bis ende November sein soll.

Gez. P . Borkmann                                                                                         Erstellt am 01.10.2009

Zwangspause bei Behinderten Fahrdienst:
Als einen „Skandal“ und untragbaren Zustand bezeichnet Anke Drießen-Seeger für die SPD das Aussetzen des Behinderten-Fahrdienstes zum 1. Oktober aus Geldmangel.

Die Stadt „habe klammheimlich“ den Fahrdienst eingestellt.

Stadt-Sprecher Timo Baumeister dazu gestern auf Nachfrage:

Der Fahrdienst wird nicht gänzlich eingestellt.

Wir haben die fünf Vertragspartner, die die Fahrten durchführen und mit denen wir eine Vereinbarung haben, bereits im Juni darauf hingewiesen das Ende September das Budget für freiwillige Leistung, jährlich 126.000 Euro aufgebraucht sei wird.

Aber wir haben das Geld nicht komplett ausgegeben:

Für zwei Monate entfallen die Einzelfahrten.

Gruppenfahrten werden durchgängig gemacht; ab Dezember auch wieder die Einzelfahrten.“

Auch für 2010 wolle die Stadt denselben Beitrag wieder zur Verfügung stellen.

Das hält Anke Drießen-Seeger nicht davon ab festzustellen, „dass aus welchen Gründe auch immer, wieder einmal behinderte Mensch vom sozialen Leben ausgegrenzt werden“.

Die SPD will das Thema in der nächste Ratssitzung behandelt wissen.

Quelle: Westdeutsche Zeitung vom 03.10.2009       Seite: 15

Gez. P .Borkmann                                                                                           Erstellt am 03.10.2009

Kommentar: Wenn in Dezember noch kein Geld da ist, rollt die Abrissbirne vor.

Dann ist Schluss mit lustig.

Es wird dann mal im Rathaus aufgeräumt.

Ich kann der Fr. Anke Drießen-Seeger [image: image14.jpg]


 von Krefelder SPD, nur Recht geben.

Gez. P .Borkmann                                                                                           Erstellt am 03.10.2009

Am 05.10.2009 hat der Lokalsender, Welle Niederrhein darüber berichtet.

Gez. P .Borkmann                                                                                         Erstellt am 08.10.2009

Die Fr. S. Mischke von der Stadt Krefeld, hat am 01.03.2011 gesagt dass die Wohnheim – Fahrten nicht mehr von der Stadt bezahlt werden.
Gez. P.Borkmann                                                                                          Erstellt am 02.04.2011

Ich habe mich nochmals am 06.04.2011 mit der Fr. Anke Drißen-Seeger in Verbindung gesetzt und habe das Problem nochmals erörtert.

Sie hat mich zu der Fr. Doris Nottebohm [image: image15.jpg]0



 der Krefelder SPD – Faktion verwiesen.

Der Krefelder Oberbürgermeister Hr. Gregor Kathstede, kann schon mal die Sache parken gehen.

Gez. P.Borkmann                                                                                          Erstellt am 07.04.2011

Ich habe am 08.04.2011 die Fr. Brigitte Werner im Heipädagogisches Zentrum Krefeld Kreis Viersen gGmbH darüber informiert,  sie könnte da dran auch nix machen.

Da der Krefelder Oberbürgermeister Hr. Gregor Kathstede im Gremium des Heipädagogisches Zentrum Krefeld Kreis Viersen gGmbH setze.

Am 13.04.2011 habe ich die Fr. Doris Nottebohm [image: image16.jpg]0



 der Krefelder SPD – Faktion erreicht.

Sie war nur entböt.

Seit dem 01.02.2012 fährt Mosti Mobil nicht mehr, für die Stadt Krefeld.

Soweit ist es schon gekommen.

Gez. P. Borkmann                                                                                        Erstellt am 08.02.2012

Was die Stadt Krefeld mit denn Behinderten macht.
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Gez.  P. Borkmann                                                                                               Erstellt: 24.06.2008

Formularbeginn

24. Februar 2013 - 17:37 Uhr

Pari-Mobil stellt Fahrdienst ein
Leser-Kommentare: 6 

Von Haika Hartmann 

Der paritätischer Wohlfahrtsverband weist auf Verluste hin. Stadt: Senioren und Behinderte werden weiter befördert.



Die Zukunft der Fahrdienste ist ungewiss (v.l.): Bernd Pache, Roland Mattke und Petra Freining. DJ 
Die Zukunft der Fahrdienste ist ungewiss (v.l.): Bernd Pache, Roland Mattke und Petra Freining.

Krefeld. Petra Freining ist enttäuscht. Seit Jahren tanzt die spastisch Behinderte in der Tanzgruppe The Handicap-Dancers des TC Seidenstadt und spielt in der Band Rock am Ring Lebenshilfe Krefeld. Zu den Proben ist sie bisher mit dem Pari-Mobil vom paritätischen Wohlfahrtsverband gefahren, dem Fahrdienst für Senioren und Behinderte.

Ab dem 1. März geht das nicht mehr. Betriebsleiter Christoph Abrahamczik hat Freining schriftlich mitgeteilt, dass dann der Fahrdienst eingestellt wird. 

Vergütungssätze der Stadt seit 2002 unverändert
„Der Behindertenfahrdienst lief immer vorwiegend mit Zivildienstleistenden“, sagt Abrahamczik. Vor zehn Jahren seien es noch zehn junge Männer gewesen, Mitte 2011 dann noch drei. „Vom Bundesfreiwilligendienst haben wir nicht mal einen“, beklagt Abrahamczik.

Hinzu komme, dass die Vergütungssätze der Stadt seit 2002 nicht angepasst wurden. Abrahamczik sagt: „Wir haben mehrfach mit der Stadt gesprochen, aber die sah sich nicht in der Lage zu handeln.“

Stadtsprecherin Angelika Peters bestätigt das. Sie merkt allerdings an, dass eine Anpassung der Kilometerpauschalen im Jahr 2009 unter anderem daran gescheitert sei, dass die Anbieter ihre Kalkulationen nicht offenlegen wollten.

 Fünf Fahrdienste gibt es in Krefeld, angeboten vom Paritätischen, dem DRK, den Maltesern sowie zwei privaten Taxiunternehmen. Der Paritätische stellt sein Angebot zum 1. März ein.

Fünf Fahrdienste gibt es in Krefeld, angeboten vom Paritätischen, dem Deutschen Roten Kreuz (DRK) und den Maltesern sowie von zwei privaten Taxiunternehmen. Das DRK und auch Uli Küsters, der eines der privaten Unternehmen leitet, können Abrahamcziks Probleme nachvollziehen.

Bernd Pache, Kreisgeschäftsführer des DRK, erklärt: „Für Vertragsfahrten zu den Schulen und zum Heilpädagogischen Zentrum bekommen wir Geld vom Landschaftsverband. Für alle anderen Fahrten gibt es den Vergütungssatz von der Stadt.“

SPD-Chef Frank Meyer unterstützt Petra Freining, die sich selbst in der SPD für Behinderte einsetzt. Meyer rechnet vor: „2002 betrug der Satz 126 000 Euro. Die Summe wurde erst um 25 000, dann noch einmal um 16 000 Euro gekürzt.“ Damit blieben 85 000 Euro, ein Drittel weniger.

Stadtsprecherin Angelika Peters widerspricht: „Für das Jahr 2013 stehen vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 108 900 Euro zur Verfügung.“ Die Ein-Prozent-Kürzung des gesamten Haushalts sei darin enthalten. Durch die Mitfinanzierung aus einer Stiftung habe die Stadt die notwendigen Reduzierungen abmildern können. „Wenn wir davon leben müssten, wäre es ziemlich eng“, sagt Uli Küsters, der hauptsächlich an Krankentransporten verdient. „Das mit der Stadt ist nur ein Nebenerwerb.“

Anbieter wie den Paritätischen oder das DRK stellt die Finanzierung der Stadt dennoch vor große Schwierigkeiten. Denn neben den Spritkosten seien auch die Kosten fürs Personal deutlich gestiegen.

„Wir haben vor allem geringfügig Beschäftigte, die die Festfahrten von 7 bis 10 Uhr und von 12 bis 15 oder 17 Uhr bedienen“, berichtet Pache. Mit den Zivildienstleistenden war das anders: „Die mussten ja in der Woche ihre 38,5 Stunden arbeiten, da gab es kein Problem, wenn Wartezeiten anfielen.“ 

Mini-Jobber ersetzen die festangestellten Kräfte
Auch Christoph Abrahamczik hat zuletzt auf Ein-Euro- und Mini-Jobber gesetzt. „Mit Festangestellten wäre das Defizit gigantisch gewesen“, sagt er. Doch auch so habe das Pari-Mobil in den vergangenen zwei Jahren Defizite erwirtschaftet. „Irgendwann muss man die Bremse ziehen“, meint Abrahamczik.

Bernd Pache weist darauf hin, dass der Fahrdienst für die Stadt eine freiwillige Leistung sei. „Und es ist die Frage, ob das System so noch funktionieren kann.“

Angelika Peters findet es „schade, dass sich ein erfahrener Anbieter wie das Pari-Mobil nicht mehr beteiligt“. Allerdings gehe die Verwaltung davon aus, dass der Gesamtbedarf der Fahrten von den verbliebenen Anbietern gedeckt werden könne.

Da ist sich Bernd Pache vom DRK allerdings nicht so sicher. Auch wenn die Beschäftigten vor oder nach den Festzeiten „was dranhängen“ könnten. „Abends geht das aber nicht. Da können wir kein Personal in Bereitschaft haben“, bedauert Pache. „Die Taxi-Flexibilität haben wir schon lange nicht mehr.“

Auch Uli Küsters merkt an: „Wenn wir andere Termine haben, können wir die Stadtfahrten nicht anbieten.“

Petra Freining bedauert die Entscheidung des Paritätischen. „So können wir irgendwann nicht mehr unseren Hobbys nachgehen und müssen aus den Vereinen austreten“, sagt sie.
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Fahrdienst: Eigenanteil wird deutlich erhöht

Leser-Kommentare: 2
 

Von Wolfhard Petzold 

Neue Debatte über den Transport von Behinderten zu öffentlichen Veranstaltungen. Dabei ist die Kürzung längst beschlossen.
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Wolfram Gottschalk, Fachbereichsleiter Soziales, Senioren und Wohnen. Archiv
 Andreas Bischof 
Wolfram Gottschalk, Fachbereichsleiter Soziales, Senioren und Wohnen. Archiv

Krefeld. Eigentlich war die Vorlage der neuen Richtlinie zur Nutzung des Fahrdienstes für Menschen mit Behinderung nur zur Zustimmung im Sozial- und Gesundheitsausschuss vorgesehen. Schließlich hatte der Rat die Etatkürzung um 30 000 Euro bereits Ende 2013 verbindlich beschlossen. Doch nach Diskussion und Pattsituation bei der Abstimmung ergab sich nun weiterer Redebedarf. Stadtdirektorin Beate Zielke kommentierte die Ablehnung im Ausschuss als „untragbare Situation, wenn dadurch Ende des Jahres keine Fahrten mehr möglich sind“. „Wir müssen noch einmal Gespräche führen“, sagte sie.

Zuvor war kontrovers diskutiert worden. Grünen-Ratsherr Karl-Heinz Renner lehnte die Zustimmung strikt ab. Ratsfrau Doris Nottebohm sprach von „Exklusion statt Inklusion“ und legte für die SPD ebenfalls ein Veto ein. Linken-Ratsherr Basri Cakir bezeichnete die Vorlage als „nicht sozial“, und Angelika Fehmer von der Sachverständigengruppe für Behindertenfragen befürchtet, dass ihre Klientel nicht mehr an Veranstaltungen wie der der Volkshochschule teilnehmen kann.

CDU-Ratsherr Hans-Josef Ruhland verwies auf die angespannte Finanzsituation. „Bei der Haushaltssanierung gibt es keine soziale Gerechtigkeit, sondern nur Notwendigkeiten.“

Fachbereichsleiter Werner Gottschalk (Soziales, Senioren und Wohnen) schlug als Kompromiss vor, die Fahrten gleichmäßig über das Jahr zu verteilen. Maximal können 100 Fahrten je berechtigte Person gewährt werden.

Um die beschlossene Einsparung beim Fahrdienst zu erreichen, soll künftig ein Eigenanteil von zwei Euro pro Fahrt für die Bezieher von Transferleistungen erhoben werden. Der Eigenanteil für alle anderen Berechtigten soll von drei auf fünf Euro pro Fahrt erhöht werden. Die Zahl von 100 Einzelfahrten wird auf die Hälfte jährlich beschränkt, und zwar für Heimbewohner, deren Träger über eigene Fahrzeuge verfügen, und für Schwerbehinderte, die Anspruch auf Beförderung im öffentlichen Nahverkehr haben oder von der Kfz-Steuer befreit sind.
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Fahrdienst: Einsparungen überdenken
Leser-Kommentare: 3 

Krefeld. Bauchschmerzen haben alle Ratsfraktionen mit der Kürzung des Behindertenfahrdienstes. Die Verwaltung hatte vorgeschlagen, angesichts der finanziellen Lage der Stadt 30.000 Euro einzusparen. Der Rat hat die Entscheidung jetzt noch einmal vertagt. Alle Fraktionen betonen, dass man mit diesem Schritt die schwächsten der Gesellschaft treffe. Sie müssten mehr bezahlen, die Zahl der Fahrten würde gekürzt. Der Sozialausschuss soll sich in der nächsten Sitzung erneut mit Möglichkeiten beschäftigen, die Kürzungen abzumildern. So steht die Überlegung im Raum, Stiftungen heranzuziehen. Die UWG fordert, die Kostenbeteiligung für Personen zu erlassen, die nur ein Taschengeld erhalten. Auch dies soll der Ausschuss prüfen. dag
_1459182290.unknown

